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· Tiroler Veranstaltungsgesetz 2003 – TVG , LGBl. Nr. 86/2003 idF LGBl Nr. 144/2018
· Tiroler Bauordnung 2018 – TBO 2018, LGBl. Nr. 28/2018 idF LGBl. Nr. 144/2018 
· Gemeinde-Verwaltungsabgabenverordnung 2007 – GVAV, LGBl. Nr. 31/2007 idF LGBl. Nr. 17/2014
· Kommissionsgebührenverordnung 2017 – KGebV, LGBl. Nr. 28/2017
· Gebührengesetz 1957, BGBl. Nr. 267/1957 idF BGBl. I Nr. 62/2018

Allgemeines
Mit dem Tiroler Veranstaltungsgesetz 2003 - TVG wird ein Großteil des landesgesetzlichen Regelungsbedarfes im Bereich des Veranstaltungswesens abgedeckt. Mit dem Inkrafttreten des TVG wurde vom bisherigen Bewilligungssystem abgegangen und ein Anmeldesystem eingeführt. 
Der § 3 TVG (siehe unten)  mit der Überschrift „Allgemeine Grundsätze“ ist gleichermaßen Zielbestimmung, Beurteilungsmaßstab und Handlungsauftrag. Diese Bestimmung ist maßgeblich für die Beurteilung, ob
· die Anmeldung einer Veranstaltung bescheinigt werden kann;
· die Veranstaltung nur unter Einhaltung von Auflagen genehmigt werden kann; 
· eine Veranstaltung untersagt werden kann oder muss;
· eine Veranstaltung unterbrochen oder abgebrochen werden muss.
„(§ 3) Öffentliche Veranstaltungen sind  so durchzuführen und die hiefür verwendeten Betriebsanlagen sind in allen ihren Teilen so zu planen, herzustellen, zu errichten, einzubauen, zu ändern, zu betreiben, instand zu halten und instand zu setzen, dass sie,
a) dem Stand der Technik, insbesondere den bau-, sicherheits- und brandschutztechnischen sowie hygienischen Erfordernissen entsprechen;
b) weder das Leben oder die Gesundheit von Menschen noch die Sicherheit von Sachen gefährden;
c) Menschen weder durch Lärm, Geruch, Rauch, Erschütterung, Wärme, Lichteinwirkung oder Schwingungen noch auf andere Weise unzumutbar belästigen;
d) keine Störung der öffentlichen Ruhe, Ordnung und Sicherheit oder eine Verletzung  sonstiger öffentlicher Interessen, insbesondere solcher des Jugendschutzes, erwarten lassen;
e) das Ortsbild, das Landschaftsbild und die Umwelt nicht wesentlich beeinträchtigen.“

Was ist eine öffentliche Veranstaltung im Sinne des TVG? (§ 2)
Veranstaltungen im Sinne des TVG sind Unternehmungen, die der Unterhaltung, Erbauung oder Ertüchtigung der Besucher oder Teilnehmer dienen; hiezu gehören insbesondere Theater- und Zirkusvorstellungen, Konzerte, Tanzunterhaltungen, Ausstellungen, sportliche Wettbewerbe, Schaustellungen, Belustigungen; weiters die Ausübung des Fiaker- oder Pferdemietwagenunternehmens und der Betrieb von Hobbyzügen.
Eine Veranstaltung ist öffentlich, wenn sie allgemein oder gegen Entgelt zugänglich ist. Als öffentlich gilt eine Veranstaltung jedoch auch dann, wenn z. B. bei der Veranstaltung eines Vereines die Mitgliedschaft nur zum Zwecke der Teilnahme an der Veranstaltung erworben wird. Der Veranstaltungsbegriff wird allgemein von den Höchstgerichten (VfGh und VwGH) weit ausgelegt. 
Welche Veranstaltungen unterliegen grundsätzlich nicht dem TVG?  (§ 1)
Das TVG gilt nicht für öffentliche Veranstaltungen
a) von Körperschaften, Anstalten und Fonds des öffentlichen Rechts im Rahmen ihres     Aufgabenbereiches; 
b) von gesetzlich anerkannten Kirchen oder Religionsgesellschaften;
c) im Rahmen der Wahlwerbung zu allgemeinen Vertretungskörpern;
d) von Schulen und Einrichtungen der Erwachsenenbildung;
e) die in einem untrennbaren Zusammenhang mit Tätigkeiten stehen, deren Regelung in die Zuständigkeit des Bundesgesetzgebers fällt.
Diese Ausnahmen gelten jedoch nicht für öffentliche Veranstaltungen, die überwiegend der Unterhaltung der Besucher dienen, wie Konzerte, Bälle, Festtage, Partys und dergleichen.
Anmeldepflichtige und nicht anmeldepflichtige Veranstaltungen (§ 4)
Öffentliche Veranstaltungen sind bei  der nach § 25 zuständigen Behörde anzumelden.
Sofern bei einer Veranstaltung nicht mehr als 1.000 Besucher erwartet werden und eine Beeinträchtigung der Erfordernisse nach § 3 erfahrungsgemäß nicht zu erwarten ist, bedürfen keiner Anmeldung  (hier werden nur die am öftesten vorkommenden Ausnahmen des § 4 aufgelistet):
· Veranstaltungen in Gebäuden, sofern der baurechtliche Verwendungszweck oder die gewerberechtliche Betriebsform die Durchführung der jeweiligen Veranstaltung umfasst (z.B. Veranstaltungen im Gemeindesaal oder Veranstaltungszentrum der Gemeinde);
· Veranstaltungen, die gemeinnützigen, mildtätigen, wissenschaftlichen, bildungsspezifischen oder politischen Zwecken dienen;
· die Aufstellung von bestimmten Spielautomaten;
· Sportveranstaltungen lokalen Charakters (z.B. örtliche Fußballspiele, lokale Radrennen, lokale Skirennen, usw.);
· Veranstaltungen im Rahmen des ortsüblichen Brauchtums.
Bei der Prüfung ob eine konkrete Veranstaltung allenfalls nicht anmeldepflichtig ist, müssen immer beide Kriterien (nicht mehr als 1.000 Besucher und erfahrungsgemäß keine Beeinträchtigungen nach § 3 zu erwarten) erfüllt sein. Beispielsweise ist auch ein örtliches Fußballspiel anmeldepflichtig, wenn es in der Vergangenheit immer wieder „Probleme“ im Sinne des § 3 gegeben hat.
Zuständige Behörde (§ 25)
Behörde im Sinne des TVG ist
a) der Bürgermeister der Gemeinde, in der die Veranstaltung durchgeführt werden soll, in der Stadt Innsbruck der Stadtmagistrat,
b) die Bezirkshauptmannschaft, wenn sich die Veranstaltung auf das Gebiet mehrerer Gemeinden eines politischen Bezirkes erstreckt,
c) die Landesregierung, wenn sich die Veranstaltung auf das Gebiet mehrerer politischer Bezirke erstreckt. 
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